
l e s e r b r i e f e  Zur Mindestlohninitiative, zur Energiepolitik und zum Tourismusgesetz in der Surselva

Von wem kommt das
Wohl der Arbeitgeber?
Zum Interview «Braucht die Schweiz einen
Mindestlohn?» mit Oswald Grübel in der
«Schweiz am Sonntag» vom 20. April 2014.

Die «Schweiz am Sonntag» hat tatsäch-
lich den Herrn Grübel als Neinsager für
das Streitgespräch um den Mindestlohn
eingeladen. Einen Mann, der 150 Millio-
nen hortet und den Arbeitnehmenden 
einen Mindestlohn von 4000 Franken
missgönnt. Das kann ja heiter werden,
dachte ich, und so wurde es: «Ich bin ein-
fach entschieden dagegen, dass der
Staat dort eingreifen soll, wo er nichts
verloren hat», so Grübel wörtlich. Soweit
ich mich erinnere, hatte der Staat in der
UBS nichts verloren, aber ohne sein Ein-
greifen wäre die Bank zusammenge-
kracht, und Grübel hätte seinen Arbeits-
platz als Konzernchef gar nie antreten
können. Dann ist er der Meinung, dass
der freie Markt auch den Leuten einen
Job offeriert, die weniger verdienen als
einen Mindestlohn. Damit meint er
wohl, dass ihre Leistung den Mindest-
lohn nicht wert ist. Mich nimmt mal
wunder, wie viel Grübel wirklich ver-
dient hätte, in Anbetracht dessen, dass
unter seiner Führung der Bank ein Milli-
ardenschaden entstand. Ich denke, 4000
Franken wären da zu viel gewesen. Ganz
lustig wirds, wo Grübel schreibt, der Min-
destlohn würde «sehr viele Leute aus
dem Ausland anlocken. Die Leute sind ja

nicht dumm, wenn es ums Geldverdie-
nen geht.» So viel mir bekannt ist, wurde
Herr Grübel auch ohne Mindestlohn aus
dem Ausland angelockt – und das Ende
seines Satzes trifft wohl am besten auf
ihn selber zu. So, nun lass ich den Grübel.
Er hats bestimmt auch nicht einfach.
Laut Wikipedia ist seine einzige Tätigkeit
seit 2012 die Kolumne, die er für die
«Schweiz am Sonntag» schreibt.

Aber zurück zum Thema: Heute flat-
terte mir ungebeten ein Blatt vom Komi-
tee «Nein zum Mindestlohn» ins Haus.
Darin beklagt sich das Komitee, dass die
Schweiz bei einem Ja zur Initiative den
weltweit höchsten Mindestlohn hätte.
Dabei könnten wir doch stolz darauf
sein, den höchsten Mindestlohn zu ha-
ben, so wie wir auch stolz darauf sind,
das reichste Land der Welt zu sein. Und
ist es für das reichste Land der Welt nicht
ein Armutszeugnis, wenn es Arbeitneh-
merinnen hat, die 100 Prozent ihrer Ar-
beit geben und nicht genug zum Leben
haben? Dann muss auch wieder der
Staat mit Sozialhilfe einspringen, weil
der freie Markt keine existenzsichern-
den Löhne schafft. So finanzieren wir
dann alle die Gewinne der Arbeitgeber.
Apropos «Arbeitgeber» – eigentlich sind
ja sie die Arbeitnehmer, weil sie die Ar-
beit derer nehmen, die als «Arbeitneh-
mer» bezeichnet werden, aber ihre Ar-
beit geben. Kusch drus? «Arbeitgeber»
tönt irgendwie wohltätig. Aber tatsäch-
lich kommt ihr Wohl – von wem wohl? 
▸ robert CaveGn, Chur

Blüten des Wahlkampfs
Zum Leserbrief «Vernünftige Energiepolitik
gefragt» von Albert Bissig im BT vom 16.
April 2014.

Die Wasserkraft, als sauberste aller er-
neuerbaren Energiequellen, sei wegen
der kostendeckenden Einspeisevergü-
tung (KEV) für die anderen erneuerbaren
Energien nicht mehr rentabel, die Was-
serzinsen für die Berggebiete in Gefahr.
Man brauche deshalb die SVP in Parla-
ment und Regierung, die Garanten für 
eine vernünftige Energiepolitik seien.
Kurz gesagt: «Liebe Bündner, macht am
18. Mai den Bock zum Gärtner»: Die SVP
wollte mit einem Kohlekraftwerk in Sali-
ne Joniche die Wasserkraft konkurren-
zieren, möchte die Betriebszeiten der
hochsubventionierten AKW verlängern,
aber den erneuerbaren Energien, ausser
der Wasserkraft, den Hahn zudrehen.
Die Verwerfungen am Energiemarkt
sind gross: Im Moment drängen im Aus-
land billige Kohlekraftwerke sogar Gas-
kombikraftwerke aus dem Markt, ge-
schweige denn Wasserkraft oder Atom-
kraftwerke. Warum das: Weil der Preis
für CO²-Emmissionszertifikate zusam-
mengebrochen ist. Weil die Regierungen
Europas mit billiger, dreckiger Energie
den Wirtschaftsaufschwung nicht ge-
fährden wollen. Der wirkliche Feind der
Wasserkraft sind nicht die erneuerbaren
Energien, sondern der hochsubventio-
nierte, dreckige Kohle- und Atomstrom.

Fazit: Der Bock Zottel sollte Maskottchen
der SVP bleiben und nicht Gärtner wer-
den, schon gar nicht in Graubünden.
Wenn Ihnen die Energiezukunft Grau-
bündens wichtig ist, dann stimmen Sie
am 18. Mai grünliberal! Wir reden Klar-
text.
▸ Christian striCker,
präsident Grünliberale

Wie zu erwarten war
Die Annahme des neuen Tourismusge-
setzes, mit massiv erhöhten Gäste- und
Tourismustaxen, in der Gemeinde Bri-
gels vom letzten Freitag war nicht an-
ders zu erwarten, da die meisten der be-
troffenen Bezahler – die auswärtigen
Zweitheimbesitzer – als Nicht-Einheimi-
sche an der Abstimmung ja nicht teilneh-
men konnten. Ein gutes Investment ei-
nes Teils des nun bald sprudelnden Geld-
segens wäre die temporäre Anstellung ei-
nes Sanierungsexperten, um Betriebsab-
läufe zu verbessern und Missstände zu
beheben. Denn die Aussage des Dorfprä-
sidenten in der SF1-Sendung «Schweiz
aktuell» vom 16. April, dass «die Gemein-
de Brigels in den letzten Jahren immer
mehr Zweitwohnungen, aber jedes Jahr
weniger Kurtaxeneinnahmen hat», deu-
tet ja wohl eher auf Missmanagement
und Verschwendung hin und nicht auf
das im Fernsehbeitrag kolportierte «Be-
scheissen, wo man kann».
▸ ruedi auf der maur, Cham/briGels

G a s t k o m m e n t a r  Josef Senn über die Gewährleistung der menschlichen Würde

Die Würde des Menschen ist unantastbar

i
In einem in der «Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung» erschienenen Feuilleton-
artikel beschreibt ein Journalist den All-
tag im Alter und hält aufgrund verschie-
dener Beobachtungen und Ereignisse
fest, dass die Würde des alternden Men-
schen nicht mehr gemäss dem deut-
schen Grundgesetz gewährleistet sei.
Unter anderem führte er an, dass ältere
Menschen oft und relativ schnell in eine
arge Notlage geraten, weil altersgerech-
te Angebote fehlen oder deren Konzepte
darauf nicht genügend Rücksicht neh-
men. So seien zum Beispiel die Billettau-
tomaten an den Bahnhöfen ohne Bedie-
nung eine Zumutung für jene, die in ih-
rer beruflichen Kariere keine Möglich-
keit gehabt hätten, sich mit den elektro-
nischen Errungenschaften vertraut zu

machen, respektive sich ihrer zu bedie-
nen. Als weiteres Beispiel weist der
Journalist auf die kurzen Intervalle der
Lichtsignalanlagen für das Überqueren
der Strasse hin, welche so eingestellt
sind, dass ein junger Mensch mit gesun-
dem Schritt die gegenüberliegende Sei-
te noch knapp erreichen kann, bevor
die Ampel auf Rot schaltet. Der ältere sei
in dieser Situation auf die soziale
Ader von Autofahrern angewie-
sen, die älteren Menschen ei-
ne reelle Chance geben, sich
auf die andere Seite der
Strasse zu retten. Diese zwei
Beispiele aus dem Alltagsle-
ben zeigen Situationen, in de-
nen sich vor allem ältere Men-
schen nicht mehr wohl fühlen und
sich entweder überfordert oder in ih-
rem berechtigten Anspruch auf körper-
liche Unversehrtheit bedroht sehen.
Wenn die gestellten Anforderungen der
Grund sind, dass die Teilnahme am 

gesellschaftlichen Leben nicht mehr 
oder nur eingeschränkt möglich ist, so 
können dies Betroffene tatsächlich als 
«entwürdigend» empfinden. Natürlich
stellt sich die Frage der Würde des (älter
werdenden) Menschen im Besondern
dann, wenn er in grösserem Ausmass
abhängig wird von den Diensten der

Mitmenschen und den Leistungen der
Gesellschaft. Es zeigt sich in solchen Si-
tuationen, ob die Würde des Menschen
auch dann noch als ein unantastbares
Gut seinen Platz in der Gesellschaft hat,

wenn die Voraussetzungen zur De-
ckung der Ansprüche in den Pflegehei-
men immer ungünstiger werden. Zu ho-
he Kosten oder der Mangel an kompe-
tentem Pflegepersonal sind oft Anlass,
bei der Betreuung älterer Menschen
Einschränkungen vorzunehmen. Wir
hoffen nicht, dass sich aufgrund der 
Abstimmung vom 9. Februar 2014 in 

der Pflege und Betreuung kran-
ker und älterer Menschen die 

personellen Notstände noch
verschärfen, weil der Zuzug
von Arbeitskräften aus dem
Ausland beschränkt wird.

Würde dies zutreffen, so
könnte die Würde des Men-

schen in der letzten Lebenspha-
se bedroht sein. Betrachtet man die

heutige Situation in Bezug auf die Ach-
tung der menschlichen Würde, darf in
unserem Kanton festgehalten werden,
dass diese im Grossen und Ganzen ge-
währleistet ist und die Verantwortli-

chen in Gesellschaft und Politik ihre Ver-
antwortung wahrnehmen. Dabei ist die
Gefahr nicht zu unterschätzen, dass ge-
sellschaftliche Strömungen die Relati-
vierung grundlegender menschlicher
Werte und Rechte wenn nicht bewusst
vorantreiben, so doch begünstigen. Ge-
rontologe Prof. Dr. Urs Kalbermatten
hielt anlässlich eines Referats vor dem
Schweizerischen Seniorenrat fest, dass
wir eine Existenz haben, in der wir am
Anfang unseres Lebens und meist auch
an seinem Ende auf ein «soziales Getra-
gensein» sowie auf Unterstützung an-
gewiesen sind. Dies «verletze» die Wür-
de nicht, sondern stelle eines unserer
höchsten Kulturgüter dar. Das soziale
Getragensein gilt für alle Menschen,
von der Wiege bis zur Bahre, und die
Bundesverfassung garantiert es grund-
sätzlich.

JoseF senn, Mitglied des Schweizeri-
schen Seniorenrates.

«Das soziale 
Getragensein 
gilt für alle 
Menschen.»

G a s t k o m m e n t a r  Barbara Janom Steiner über Frauen in der Politik

Frauen, wählt und wählt auch Frauen! 

e
Eine Statistik zu den letzten Nationalratswahlen
2011 zeigte, dass das Vertrauen in die Politik und
das Interesse am Politisieren vor allem bei den
Frauen zu schwinden scheinen. Zwar wollten da-
mals so viele Männer und Frauen wie noch nie neu
unter der Bundeshauskuppel politisieren. Aller-
dings ging erstmals der Anteil kandidierender
Frauen um mehr als 7 Prozent zurück. 

Auch in Graubünden verzeichneten wir den
tiefsten Frauenanteil seit 20 Jahren. Nur noch 25
Prozent der Kandidierenden waren weiblich, 2007
waren es noch 36 Prozent. Erstmals in der Schwei-
zer Geschichte seit dem Frauenwahlrecht ging da-
mit der Frauenanteil bei den Nationalratswahlen
zurück. Fakt ist auch, dass nicht einmal die Hälfte
aller wahlberechtigten Frauen sich an der Politik
beteiligte. Die Wahlbeteiligung der 18- bis 29-jähri-
gen Frauen lag bei mageren 27 Prozent. Kein Wun-

der, titelte damals die NZZ auf ihrer Internetplatt-
form: «Schweizer Frauen scheren sich nicht um
Politik.» Gegenwärtig beträgt der Frauenanteil im
Nationalrat 26 Prozent und im Ständerat rund 24
Prozent. Noch etwas schlechter sieht das Bild bei
unserem kantonalen Parlament aus. Immerhin
kann festgestellt werden, dass sowohl 2006 wie
auch 2010 gleich viele Frauen gewählt wurden,
nämlich 26, was aber nur einem mageren Anteil
von 21 Prozent entspricht. Und dies obwohl die
ständige Wohnbevölkerung der Schweiz und
auch von Graubünden mehr Frauen als Männer
umfasst.

Die Frage drängt sich auf: Warum ist das
so? Politforscher und Experten orten die Ursa-
che im Politstil der letzten zehn, 15 Jahre. Die
politischen Auseinandersetzungen hätten sich
verschärft und zielten vermehrt auf die Person –
vom aggressiven und polemischen Stil fühlten
sich Frauen weniger angesprochen, ja geradezu ab-
gestossen. Dies mag sein, und es mag daran liegen,
dass Frauen feinfühlig(er) sind. Und selbst wenn
gewisse Politexponenten dies bestreiten mögen,

denken Frauen sorgfältig nach und bilden sich
sehr wohl eine eigene, eigenständige Meinung.
Viele Frauen haben aber wenig Drang, sich zu ex-
ponieren. Sie tendieren eher zur Zurückhaltung,
manche gar zu übertriebener Bescheidenheit. Sie
leben ihr Leben und engagieren sich in der Familie,
im Beruf, in Vereinen, in der Freiwilligenarbeit, im
täglichen Zusammenleben. Wir treffen sie bei der

Arbeit, beim Einkaufen, mit den Kindern auf dem
Schulweg, als Krippenbetreuerin oder als Seniorin
im Samariterverein. Sie sind oft still und unschein-
bar. Sie tragen aber wesentlich dazu bei, dass die

Familie hält, dass die Kinder selbstständig in die
Zukunft entlassen werden und dass ihr Umfeld
funktioniert. Sie sind eine tragende Säule dieser
Gesellschaft und verdienen Anerkennung. Und sie
dürfen mit Selbstvertrauen zu ihrem Engagement
stehen und darauf stolz sein. Diese Frauen braucht
es aber auch in der Politik, zumal sich Frauen auch
in diesem Bereich durchsetzen und mit ihrer Leis-
tung überzeugen.

Deshalb mein Aufruf: Frauen, wählt auch
und wählt auch Frauen! Die spezifischen Le-

benserfahrungen von Frauen, ob aus Beruf,
Familie oder Ehrenamt, sind für die politi-
sche Diskussion und Entscheidungsfin-
dung nicht nur eine Bereicherung, son-

dern eine Notwendigkeit. Es muss unser
Ziel sein, den Frauenanteil in allen politi-

schen Gremien auch ohne Quoten zu steigern,
denn unsere Gesellschaft kann auf die Kreativität
und Kompetenz von Frauen nicht verzichten.

Barbara Janom Steiner leitet als Regierungsrätin
das Departement für Finanzen und Gemeinden.

«Es muss Ziel
sein, den 
Frauenanteil in
der Politik zu 
steigern»
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